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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Nur tatsächlich gezahlte 
Krankenversicherungsbei-
träge sind abziehbar

Beiträge zu Krankenversicherungen sind 
als Sonderausgaben abziehbar, soweit sie 
zur Erlangung eines sozialhilfegleichen 
Versorgungsniveaus erforderlich sind. 
Für Beiträge zu einer privaten Kranken-
versicherung gilt das nur für die Beitrags-
anteile, die auf Vertragsleistungen entfal-
len, die in Art, Umfang und Höhe den 
Leistungen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung vergleichbar sind.
Die Beschränkung des Sonderausgaben-
abzugs auf die Beiträge für Basisleistun-
gen der privaten Krankenversicherung ist 
zulässig, auch wenn diese Beiträge den 
maßgeblichen Beitragssatz zur gesetzli-
chen Krankenversicherung unterschrei-
ten. Damit wird gewährleistet, dass nur 
die tatsächlich für die Basisabsicherung 
gezahlten Beiträge berücksichtigt werden.
Werden in einem Versicherungstarif ei-
ner privaten Krankenkasse auch steuer-
lich nicht begünstigte Wahlleistungen 
versichert, bedarf es einer Aufteilung der 
Beiträge. Die Höhe der abziehbaren Bei-
träge teilt die Krankenversicherung der 
Finanzverwaltung mit.
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a  
Sätze 1 und 3 EStG
BFH, Urt. v. 29.11.2017, X R 26/16,  
BFH/NV 2018, S. 424

Kein Sonderausgaben- 
abzug für Studienge-
bühren an einer privaten 
(Fach-)Hochschule

Als Sonderausgaben sind 30 %, höchs-
tens jedoch 5.000 €, der Aufwendungen 
für den Besuch eines Kinds an bestimm-
ten Privatschulen abzugsfähig, sofern 
der Steuerpflichtige für das Kind An-
spruch auf einen Kinderfreibetrag oder 
Kindergeld hat. (Private) Hochschulen 
einschließlich der Fachhochschulen 
fallen nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs nicht unter den Schulbegriff 
i. S. d. gesetzlichen Regelung.
Der Studierende erlangt einen Hoch-
schul- oder Fachhochschulabschluss 
und keinen Schulabschluss. Für den 
Sonderausgabenabzug ist aber entschei-
dend auf den durch eine Schule vermit-

telten Abschluss abzustellen. Ein Son-
derausgabenabzug für Studiengebühren 
an einer Hochschule scheidet daher aus.
§ 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG 
BFH, Urt. v. 10.10.2017, X R 32/15,  
BFH/NV 2018, S. 414

Ermittlung einer doppelten 
Besteuerung bei Hinter-
bliebenenrenten

Ein Witwer meinte, die Besteuerung sei-
ner Hinterbliebenenrente führe wegen der 
teilweise nicht abziehbaren Altersvorsor-
geaufwendungen seiner verstorbenen 
Frau zu einer Doppelbesteuerung.
Der bei Rentenbeginn 44 Jahre alte Wit-
wer erhielt die Rente drei Jahre bis zu 
seiner Wiederverheiratung. Der steuer-
pflichtige Rentenanteil betrug 62 %. Der 
steuerfreie Rentenbezug unterschritt die 
nicht abziehbaren Altersvorsorgeaufwen-
dungen um 93 €.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
dies eine im Bagatellbereich liegende, 
hinzunehmende Doppelbelastung ist. 
Aufgrund der statistischen Lebenserwar-
tung und der zu erwartenden steuerfreien 
Rententeilbeträge kann sich bei abstrak-
ter Betrachtung keine Doppelbesteuerung 
ergeben.
Ob bei einer Hinterbliebenenrente eine 
doppelte Besteuerung zu prüfen ist, ist 
noch ungeklärt. Selbst wenn dies so wäre, 
hätte es im entschiedenen Fall nichts ge-
ändert. Aus Gründen der Vereinfachung 
und Vorhersehbarkeit wird bei der Prü-
fung des Vorliegens einer doppelten Be-
steuerung stets auf die durchschnittliche 
statistische Lebenserwartung abgestellt. 
Individuelle Besonderheiten, wie z. B. eine 
kürzere tatsächliche Bezugsdauer auf-
grund Wiederverheiratung, bleiben außer 
Betracht.
BFH, Beschl. v. 05.02.2018, X B 114/17, 
BFH/NV 2018, S. 614
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Grundstückstausch:  
Ermittlung der Anschaf-
fungskosten bei Grund-
stücksentnahme

Bei der Entnahme eines Grundstücks 
aus dem Betriebsvermögen bestimmt 
sich bei einer Gewinnermittlung mit-
tels Einnahmenüberschussrechnung 
der Entnahmegewinn durch Abzug der 
Anschaffungskosten vom Entnahme-
wert (Teilwert) des Grundstücks. Dies 
gilt auch dann, wenn dieses Grund-
stück vor Jahren im Wege des Tauschs 
gegen ein anderes betriebliches Grund-
stück erworben, der hierbei erzielte 
Veräußerungsgewinn aber nicht er-
klärt wurde.
Im entschiedenen Fall über trug ein 
Landwirt ein unbebautes Grundstück 
unentgeltlich auf seinen Sohn. Der Ent-
nahmewert wurde mit dem Verkehrs-
wert angesetzt. Als Buchwert setzte das 
Finanzamt lediglich einen pauschal er-
mittelten Wert an. Dabei wurde jedoch 
nicht beachtet, dass das Grundstück 
vor Jahren im Wege eines Tauschs er-
worben wurde.
Der Ansatz eines fiktiven Buchwerts 
kam daher nicht in Betracht. Vielmehr 
war der Buchwert in der Höhe anzuset-
zen, der sich bei einer ordnungsgemä-
ßen Bilanzierung bei dem damaligen 
Tausch ergeben hätte. Denn wurden 
Einkünfte in einem Kalenderjahr nicht 
erfasst, in dem sie angefallen sind, 
kann dies nicht in einem späteren Jahr 
nachgeholt werden.
§ 55 EStG 
BFH, Urt. v. 06.12.2017, VI R 68/15, 
BFH/NV 2018, S. 566

Keine Abgeltungswirkung 
für Kapitalertragsteuerab-
zug bei gewerblich gepräg-
ter Kommanditgesellschaft

Grundsätzl ich ist die Körperschaf t-
steuer bei beschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaften durch den Kapitaler-
tragsteuerabzug, den die ausschütten-
de Kapitalgesellschaft vorzunehmen 
hat, abgegolten. Die Abgeltungswir-
kung greift jedoch u. a. nicht, wenn die 
Einkünfte in einem inländischen ge-
werblichen Betrieb anfallen.
Einen inländischen gewerblichen Be-
trieb unterhält nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs auch eine vermö-
gensverwaltend tätige Kommanditge-
sellschaft (KG), die gewerblich geprägt 
ist, weil ausschließlich eine Kapital-
gesellschaft persönlich haftende Ge-
sellschaf terin ist und nur diese zur 
Geschäftsführung befugt ist (sog. ge-

werblich geprägte GmbH & Co. KG). Der 
Begriff „gewerblicher Betrieb“ ist nicht 
auf originär gewerblich tätige Perso-
nengesellschaften begrenzt. Auch eine 
gewerblich geprägte KG vermittelt so-
mit ihren ausländischen Gesellschaf-
tern eine inländische Betriebsstätte, 
sodass diese inländische gewerbliche 
Einkünfte erzielen.
Schüttet eine inländische Kapitalge-
sellschaft, an der die KG beteiligt ist, 
Gewinne aus und behält Kapitaler-
tragsteuer ein, ist mit dem Einbehalt 
regelmäßig nicht die inländische Kör-
perschaftsteuer der ausländischen Ge-
sellschafter der KG abgegolten.
BFH, Urt. v. 29.11.2017, I R 58/15,  
BFH/NV 2018, S. 684

Zulässigkeit der Bildung 
eines Investitionsabzugs-
betrags im Gesamthands-
vermögen bei späterer 
Investition im Sonderbe-
triebsvermögen

Ein Steuerpf lichtiger kann unter be-
stimmten Voraussetzungen für die zu-
künftige Anschaffung oder Herstellung 
abnutzbarer beweglicher Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens einen den 
Gewinn mindernden Investit ionsab-
zugsbetrag in Anspruch nehmen. Bei 
einer Personengesellschaft tritt an die 
Stelle des Steuerpflichtigen die Gesell-
schaft. Zu deren Vermögen gehört un-
ter steuerrechtlichen Gesichtspunkten 
neben dem Gesamthandsvermögen 
auch das Sonderbetriebsvermögen der 
einzelnen Gesellschafter.
Unter Berücksichtigung dieser Grund-
sätze gelangt der Bundesfinanzhof zu 
dem Ergebnis, dass ein im Gesamt-
handsvermögen der Gesellschaft ge-
bildeter Investitionsabzugsbetrag auch 
bei der späteren Anschaffung eines 
Wirtschaftsguts im Sonderbetriebsver-
mögen eines Gesellschafters aufgelöst 
werden kann. Dabei spielt es keine Rol-
le, dass die Bildung des Investitionsab-
zugsbetrags zu einer quotalen Gewinn-
minderung bei allen Gesellschaftern 
geführt hat, während seine Auflösung 
sich nur auf das Sonderbetriebsvermö-
gen des investierenden Gesellschafters 
auswirkt.
§ 7g Abs. 1 EStG 
BFH, Beschl. v. 15.11.2017, VI R 44/16, 
BFH/NV 2018, S. 492

Vereinssatzung muss Vor-
aussetzungen der Gemein-
nützigkeit beinhalten

Ist ein Verein als gemeinnützig aner-
kannt, ergeben sich hieraus verschiede-
ne Steuervergünstigungen sowohl für 
den Verein, als auch für seine Unterstüt-
zer. Für die Anerkennung der Gemein-
nützigkeit werden bestimmte Anforde-
rungen an die Satzung gestellt. In einer 
Anlage zur Abgabenordung (AO) befin-
det sich eine Mustersatzung mit den für 
steuerliche Zwecke notwendigen Inhal-
ten.
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall war in der Vereinssat-
zung lediglich geregelt, dass der Verein 
unmittelbar Zwecke des Hochwasser-
schutzes fördert. Es fehlte aber der not-
wendige Hinweis, dass er ausschließ-
l ich den Hochwasserschutz förder t. 
Hierdurch waren die satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für die Gemeinnützig-
keit nicht erfüllt.
Tipp: Die Inhalte der Mustersatzung in 
der Anlage zur AO sind für steuerliche 
Zwecke unbedingt einzuhalten. Die Ab-
stimmung der Satzung mit dem Steuer-
berater ist im Vorfeld der Vereinsgrün-
dung empfehlenswert.
§ 60 AO 
BFH, Beschl. v. 07.02.2018, V B 119/17, 
BFH/NV 2018, S. 544

Befreiung von der Erb-
schaftsteuer bei Erwerb 
eines Familienheims setzt 
zivilrechtliches Eigentum 
voraus

Vererbt der Erblasser an seinen überle-
benden Ehegatten eine im Inland, der 
Europäischen Union oder im Europäi-
schen Wirtschaftsraum belegene Woh-
nung, die der Erblasser bis zu seinem 
Tod zu eigenen Wohnzwecken genutzt 
hat (Familienheim), bleibt dies unter 
bestimmten Voraussetzungen steuer-
frei. Die Wohnung muss beim überle-
benden Ehegatten (Erwerber) unver-
züglich zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt sein.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass die Steuerbefreiung nur gegeben 
ist, wenn der Erblasser im Zeitpunkt 
seines Tods zivilrechtlicher Eigentü-
mer der Wohnung war.
Im entschiedenen Fall hatte die Erb-
lasserin (Ehefrau) eine Wohnung ge-
kauft und bereits mit ihrem Ehegatten 
bezogen. Sie war allerdings noch nicht 
als Eigentümerin im Grundbuch einge-
tragen, sondern ihr Anspruch auf Ver-
schaffung des Eigentums war durch 
eine Auf lassungsvormerkung gesi-
chert. Der Ehegatte konnte damit nur 
diesen Verschaffungsanspruch erwer-
ben, der nicht mit dem zivilrechtlichen 
Eigentum gleichzusetzen ist. Obwohl 
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er später mit Eintragung im Grund-
buch zum Eigentümer wurde, musste 
er den Erwerb mit dem Verkehrswert 
der Wohnung der Erbschaftsteuer un-
terwerfen.
§ 13 Abs. 1 Nr. 4b ErbStG 
BFH, Urt. v. 29.11.2017, II R 14/16,  
BFH/NV 2018, S. 688

Ermäßigter Umsatzsteu-
ersatz für das Legen des 
Hauswasseranschlusses

Die Lieferung von Wasser unterliegt – 
mit Ausnahme von zur Abgabe an Ver-
braucher bestimmten Fertigpackungen 
– dem ermäßigten Umsatzsteuersatz. 
Unter den Begriff „Lieferung von Was-
ser“ fällt auch das Legen eines Hausan-
schlusses an das Wasserverteilungs-
netz. Dies gilt unabhängig davon, ob 
das Legen des Hausanschlusses durch 
das Wasserversorgungsunternehmen 
erfolgt, das das Wasser liefert, oder 
durch einen anderen Unternehmer.
BFH, Urt. v. 07.02.2018, XI R 17/17, 
BFH/NV 2018, S. 701

Krankheits- und Beerdi-
gungskosten als außerge-
wöhnliche Belastung

Ein Ehemann zahlte für seine schwer-
kranke Frau Behandlungskosten an 
eine Privatklinik. Die Krankenkasse 
übernahm nur einen Teil dieser Kos-
ten. Die Ehefrau verstarb noch im sel-
ben Jahr. Den nicht von der Kasse über-
nommenen Teil der Klinikkosten sowie 
die Beerdigungskosten machte er als 
außergewöhnliche Belastung in seiner 
Einkommensteuererklärung 2009 gel-
tend. Das Finanzamt erkannte einen 
Teil der Kosten, u. a. für Reiki-Behand-
lungen, spezielle Schuhe und verschie-
dene Medikamente sowie die Beerdi-
gungskosten nicht an.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
Auffassung des Finanzamts. Es wur-
den weder ein amtsärztliches Gutachten 
noch eine ärztliche Bescheinigung des 
Medizinischen Diensts der Kranken-
versicherung vorgelegt. Diese – 2011 
rückwirkend eingeführten – formalen 
Nachweispflichten sind jedoch zur Be-
stätigung der Zwangsläufigkeit der Auf-
wendungen geboten und verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden.
Auch die Beerdigungskosten konnte 
der Ehemann nicht abziehen, weil er 
sie aus dem Nachlass bestreiten konn-
te und er somit wirtschaftlich nicht be-
lastet war.
BFH, Beschl. v. 21.02.2018, VI R 11/16, 
BFH/NV 2018, S. 761

Berufserfahrung als Steuerfachange-
stellte. Ihr erster Abschluss sei hier-
nach integrativer Bestandteil eines ein-
heitlichen Ausbildungsgangs.
Dem widersprach das Finanzgericht 
Düsseldorf. Ein einheitlicher Ausbil-
dungsgang liegt nur vor, wenn die Aus-
bildungsabschnit te in einem engen 
sachlichen Zusammenhang zueinander 
stehen und in engem zeitlichem Zusam-
menhang durchgeführt werden. Die Be-
rufsausbildung Steuerfachangestellte 
und die Fortbildung Steuerfachwirtin 
seien keine Ausbildungseinheit. Viel-
mehr liege eine die berufliche Erfah-
rung berücksichtigende Fortbildungs-
maßnahme (Zweitausbildung) vor.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.
Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwi-
schenzeitlich in einem anderen Fall ent-
schieden, dass es sich bei einer nach 
Beendigung der Ausbildung zur Steuer-
fachangestellten nachfolgenden Fach-
schulausbildung um eine Zweitaus-
bildung handelt, wenn das Kind diese 
nicht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
fortsetzt. Eine mehr als 20 Wochen-
stunden umfassende Erwerbstätigkeit 
während der Wartezeit und während 
der Durchführung der Fachschulaus-
bildung schließt einen Kindergeldan-
spruch aus.
FG Düsseldorf, Urt. v. 06.12.2017,  
2 K 1605/17, (Rev. eingel., Az. BFH:  
III R 3/18)
BFH, Urt. v. 11.04.2018, III R 18/17, 
DStR 2018, S. 1164

Dienstwagen für Ehe- 
gatten mit Minijob

Die steuerliche Anerkennung eines Ehe-
gattenarbeitsverhältnisses setzt voraus, 
dass es ernsthaft vereinbart ist und ent-
sprechend der Vereinbarung tatsächlich 
durchgeführt wird. Die Anforderungen 
an den Nachweis sind hoch. Die ver-
tragliche Gestaltung muss auch unter 
Fremden üblich sein, dem sog. Fremd-
vergleich standhalten.
Das Finanzgericht Köln entschied, dass 
die Überlassung eines Dienstwagens 
für private Zwecke an den Arbeitneh-
mer-Ehegatten auch im Rahmen ei-
nes geringfügigen Beschäf t igungs-
verhältnisses üblich sein kann, wenn 
– wie im entschiedenen Sachverhalt – 
die gewährte Vergütung aus Bar- und 
Sachlohn nicht die Grenzen der Ange-
messenheit überschreitet.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.
Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwi-
schenzeitlich in einem anderen Fall ent-
schieden, dass die Überlassung eines 
Firmenwagens zur privaten Nutzung 
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Durch Kindesentführung 
entstandene Prozesskos-
ten als außergewöhnliche 
Belastung abzugsfähig

Erwachsen einem Steuerpf l ichtigen 
zwangsläufig größere Aufwendungen 
als vergleichbaren Steuerpflichtigen, 
kann er diese zu einem bestimmten Teil 
als außergewöhnliche Belastung steu-
ermindernd abziehen. Prozesskosten 
sind grundsätzlich vom Abzug ausge-
schlossen, es sei denn, es besteht die 
Gefahr, dass der Steuerpflichtige seine 
Existenzgrundlage verliert.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Streitigkeiten über das Umgangs-
recht der Eltern mit ihren Kindern regel-
mäßig nicht die Existenzgrundlage des 
Steuerpflichtigen betreffen.
Das Finanzgericht Düsseldorf hat im 
Fall eines Vaters, dessen frühere Ehe-
frau die gemeinsame 2-jährige Toch-
ter nach einem Urlaub in Südamerika 
nicht nach Deutschland zurückgebracht 
hatte, anders entschieden. Der Vater 
bestrit t den Rechtsweg gemäß dem 
Haager Übereinkommen über die zi-
vilrechtlichen Aspekte internationaler 
Kindesentführung und machte im Jahr 
2014 die dadurch entstandenen Pro-
zesskosten von 20.000 € als außerge-
wöhnliche Belastung geltend.
Nach der Auffassung des Finanzge-
richts zu Recht. Die immaterielle Exis-
tenzgrundlage des Vaters war gefähr-
det, weil er ohne den Prozess keine 
legale Möglichkeit hatte, seine ins Aus-
land entführte Tochter nach Deutsch-
land zurückzuholen.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.
BFH, Urt. v. 18.05.2017, VI R 9/16, 
BStBl 2017 II, S. 988
FG Düsseldorf, Urt. v. 13.03.2018,  
13 K 3024/17, (Rev. eingel., Az. BFH:  
VI R 15/18), EFG 2018, S. 838

Kindergeldanspruch  
bei mehraktiger Berufs-
ausbildung

Eine vol ljähr ige Tochter hat te ihre 
Ausbildung zur Steuerfachangestell-
ten abgeschlossen. Während ihrer an-
schließenden Fortbildung zur Steu-
erfachwirtin arbeitete sie regelmäßig 
mehr als 20 Stunden pro Woche in ei-
ner Steuerberatungskanzlei. Sie be-
hauptete, ihr Berufsziel „Steuerfachwir-
tin“ noch nicht erreicht zu haben. Nach 
der entsprechenden Prüfungsordnung 
ist die erfolgreich abgeschlossene Aus-
bildung zur Steuerfachangestellten Vor-
aussetzung; ebenso wie die dreijährige 



an einen geringfügig beschäf t igten 
Arbeitnehmer-Ehegatten offensichtlich 
nicht fremdüblich ist. Demnach würde 
ein Arbeitgeber einem familienfremden 
geringfügig Beschäftigten regelmäßig 
kein Fahrzeug überlassen, da dieser 
durch eine umfangreiche Privatnutzung 
des Pkw die Vergütung für die Arbeits-
leistung in unkalkulierbare Höhen stei-
gern könnte.
FG Köln, Urt. v. 27.09.2017, 3 K 2546/16, 
(Rev. eingel., Az. BFH: X R 45/17), 
EFG 2018, S. 750
BFH, Beschl. v. 21.12.2017, III B 27/17, 
BFH/NV 2018, S. 432

Steuerneutrale Übertra-
gung eines Einzelunter-
nehmens auf eine GmbH 
nur bei Übertragung  
aller wesentlichen  
Betriebsgrundlagen

Bringt ein Einzelunternehmer seinen 
Betrieb in eine Kapitalgesellschaft (z. B. 
GmbH) ein, führt dies grundsätzlich zu 
einer Aufdeckung der stillen Reserven 
und damit zu einem einkommensteuer-
pflichtigen Aufgabegewinn. Nur unter 
bestimmten Voraussetzungen kann die 
Kapitalgesellschaft die Buchwerte des 
bisherigen Betriebs fortführen, sodass 
es zu keinem Aufgabegewinn kommt. 
Eine der Voraussetzungen ist, dass 
alle wesentlichen Betriebsgrundlagen 
auf die Kapitalgesellschaft übertragen 
werden, d. h., dass zumindest das wirt-
schaftliche Eigentum übergeht.
Der Begr i f f „wesent l iche Betr iebs-
grundlage“ ist funktional zu verstehen. 
Als funktional wesentlich sind die Wirt-
schaftsgüter anzusehen, die für den Be-
triebsablauf ein wesentliches Gewicht 
haben und damit für die Fortführung 
des Betriebs notwendig sind oder dem 
Betrieb das Gepräge geben. Grundstü-
cke, wozu auch der Miteigentumsan-
teil an einem Grundstück gehört, auf 
dem die Kapitalgesellschaft ihr Unter-
nehmen betreibt, gehören fast immer 
zu den wesentlichen Grundlagen eines 
Einzelunternehmens. Wird das Grund-
stück bzw. der Miteigentumsanteil nicht 
auf die Kapitalgesellschaft mitübertra-
gen, scheidet eine Buchwertfortführung 
aus und es kommt zu einem Aufgabe-
gewinn.
Nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs gelten diese Grundsätze auch im 
Rahmen einer Betr iebsaufspaltung. 
Eine solche liegt vor, wenn der Nut-
zungsberechtigte (im Regelfall der Ei-
gentümer) zumindest eine wesentliche 
Betriebsgrundlage der GmbH zur Nut-
zung überlässt (sog. sachliche Verflech-

tung) und die GmbH aufgrund seiner 
Beteiligung beherrscht (sog. personelle 
Verflechtung).
Hinweis: Das Urteil des Bundesfinanz-
hofs ist zur Rechtslage vor 2007 ergan-
gen, gilt aber auch für die neue Rechts-
lage ab 2007.
BFH, Urt. v. 29.11.2017, I R 7/16, 
BFH/NV 2018, S. 810

Änderung eines Bescheids 
über die gesonderte  
Feststellung des Grund- 
besitzwerts wegen neuer 
Tatsachen

Verzichtet das Finanzamt ausdrücklich 
auf die Abgabe einer förmlichen Fest-
stellungserklärung zur Grundbesitz-
bewertung und fordert stattdessen be-
stimmte Angaben, die auch zutreffend 
und vollständig beantwortet werden, er-
gibt sich für einen auf dieser Grundlage 
erlassenen Feststellungsbescheid eine 
Bindung nach Treu und Glauben.
Im entschiedenen Fall hatte eine Erben-
gemeinschaft verschiedene Miet- und 
Geschäftsgrundstücke geerbt, die für 
die Festsetzung der Erbschaftsteuer be-
wertet werden sollten. Das Finanzamt 
verzichtete auf die Abgabe der förmli-
chen Feststellungserklärungen und bat 
stattdessen lediglich um Angabe der 
Nettokaltmieten der letzten drei Jah-
re. Auf dieser Grundlage erließ es den 
Feststellungsbescheid. Im Rahmen ei-
ner späteren Außenprüfung wurden so-
dann Tatsachen bekannt, die zu einer 
höheren Bewertung führten, woraufhin 
das Finanzamt den Bescheid entspre-
chend änderte.
Dem widersprach der Bundesfinanz-
hof. Die Änderung eines Bescheids zum 
Nachteil des Steuerpflichtigen ist aus-
geschlossen, wenn dem Finanzamt die 
nachträglich bekannt gewordenen Tat-
sachen bei ordnungsgemäßer Erfüllung 
der Ermittlungspflicht nicht verborgen 
geblieben wären. Voraussetzung ist, 

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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dass der Steuerpflichtige seine Mitwir-
kungspflicht erfüllt hat, indem er z. B. 
– wie hier – die vom Finanzamt gestell-
ten Fragen zutreffend und vollständig 
beantwortet.
BFH, Urt. v. 29.11.2017, II R 52/15, 
BFH/NV 2018, S. 645

Kein Lohnzufluss bei  
Gehaltsumwandlung für 
vorzeitigen Ruhestand

Eine GmbH schloss mit ihrem Ge-
schäftsführer, der nicht am Stamm-
kapital der GmbH beteiligt war, eine 
Wertguthabenvereinbarung. Durch die-
se Vereinbarung sollte sein vorzeitiger 
Eintrit t in den Ruhestand finanziert 
werden. Der Geschäftsführer verzichte-
te auf monatlich 6.000 € brutto. Das so 
angesparte Guthaben sollte ihm in der 
späteren Freistellungsphase ausgezahlt 
werden. Lohnsteuer wurde von den ein-
behaltenen Bezügen nicht abgeführt.
Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass 
keine Lohnsteuer einzubehalten ist. Er 
sieht keine Rechtsgrundlage dafür, bei 
einem angestellten Fremdgeschäfts-
führer andere Maßstäbe anzusetzen 
als bei sonstigen Arbeitnehmern. Da-
mit widerspricht er der Auffassung der 
Finanzverwaltung, die Zeitwertkonten 
als mit dem Aufgabenbild des Organs 
einer Körperschaft für nicht vereinbar 
hält und bereits auf die einbehaltenen 
Beträge den Lohnsteuerabzug fordert.
Hinweis: Beherrschende Gesellschaf-
ter Geschäftsführer können bereits im 
Zeitpunkt der Fälligkeit über die ge-
schuldete Vergütung verfügen. Bei ih-
nen ist weiterhin bereits bei Gutschrift 
auf dem Zeitwertkonto Lohnsteuer ein-
zubehalten.
BFH, Urt. v. 22.02.2018, VI R 17/16, 
BFH/NV 2018, S. 768 
BMF, Schr. v. 17.06.2009, IV C 5 – S 
2332/07/0004, BStBl 2009 I, S. 1286


